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» Wunsch nach
Veränderung »
Auch wenn das Ergebnis der Nationalratswahl verschiedene Deutungen 
zulässt – ein Wunsch vieler Wähler nach Veränderungen ist nicht zu über-
sehen. Gerade in der Unternehmerschaft hat sich in weiten Bereichen 
eine Art Frustration breit gemacht, die der Politik der letzten Jahre ge-
schuldet ist.

Vor allem die Gesetzgebung im Arbeits- und Sozialrecht kannte nur eine 
Richtung: in rasendem Tempo immer mehr und kompliziertere Vorschrif-
ten, immer und ausnahmslos zu Lasten der Arbeitgeber.  Deren Interes-
sen wurden dabei genauso ignoriert wie bei der unlängst beschlossenen 
„Angleichung“ von Arbeitern und Angestellten. Dass diese Belastungen 
auch Arbeitsplätze kosten, scheint den Beteiligten entweder nicht klar 
oder nicht wichtig zu sein.

Wenn die nächste Regierung,  egal in welcher Zusammensetzung,  diese 
Ausrichtung nicht ändert, wird die Entwicklung der letzten Jahre – ein 
strukturelles Ansteigen der Arbeitslosigkeit – unweigerlich fortgesetzt. 
Die angekündigte Veränderung muss daher auch und vor allem in diesem 
Bereich ansetzen, wenn der Wunsch nach Wachstum und Arbeitsplätzen 
nicht bloß Lippenbekenntnis bleiben soll.
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»Aktuelle Zuverdienstgrenzen für Studierende »

EUR 10.000,00 verdienen ohne
Familienbeihilfe zu verlieren
Bis zum vollendeten 19. Lebensjahr 
bleibt das Einkommen für den Bezug 
der Familienbeihilfe außer Betracht. Ab 
dem 20. Lebensjahr dürfen Studierende 
pro Jahr bis zu EUR 10.000,00 verdienen, 
ohne die zustehende Familienbeihilfe 
zu verlieren. Relevant für diese Grenze 
ist die Bemessungsgrundlage für die 
Lohn- bzw. Einkommensteuer (Brutto-
bezüge abzüglich Sozialversicherungs-
beträge, ohne Urlaubszuschuss und 
Weihnachtsgeld). Nicht zum Einkom-
men zählen Lehrlingsentschädigungen, 
Waisenpension und Waisenversor-
gungsgenüsse sowie einkommensteu-
erfreie Bezüge (z.B. Sozialhilfe, Pflege-
geld, Studienbeihilfe).

Übersteigt das Jahreseinkommen die 
Grenze von EUR 10.000,00, verringert 
sich die Familienbeihilfe anteilig um die-
sen Betrag. 

Studienbeihilfe
Voraussetzung für den Bezug von Stu-
dienbeihilfe ist, dass der Studierende 
sozial förderungswürdig sein muss. 
Bestimmungsfaktoren der sozialen För-
derungswürdigkeit sind Einkommen, 
Familienstand und Familiengröße. 

Studenten müssen gewisse Grenzen 
beim Zuverdienst beachten, um nicht 
Familienbeihilfe oder Studienbeihilfe 
zurückzahlen zu müssen.

Nachdem in den Sommermonaten viele 
Studierende einen Ferialjob absolvieren, 
ergibt sich nicht selten die Möglichkeit, 
weiterhin beschäftigt zu sein. Dies ge-
schieht meist auf Basis einer Teilzeit-
arbeit im Ausmaß zwischen 10 bis 20 
Arbeitsstunden pro Woche. Allerdings 
müssen gewisse Grenzen bei diesem 
Zuverdienst beachtet werden, damit 
nicht eine etwaig zustehende Familien-
beihilfe oder Studienbeihilfe (teilweise) 
zurückgezahlt werden muss. 

Familienbeihilfe und
Kinderabsetzbetrag
Die Familienbeihilfe beträgt für jedes 
studierende Kind monatlich mindestens 
EUR 138,80 (Erhöhung ab 2018 um 1,9 %).  
Der Kinderabsetzbetrag, welcher an den 
Bezug der Familienbeihilfe gekoppelt ist, 
beträgt EUR 58,40 pro Monat. Familien-
beihilfe bekommen jene Studierende, 
die das 24. Lebensjahr noch nicht vollen-
det (d.h. bis zum 24. Geburtstag) und die 
vorgesehene Studienzeit pro Studienab-
schnitt um nicht mehr als ein Semester 
überschritten haben. 

»Registrierkasse: Fehler auf Belegen oder im Datenerfassungsprotokoll »

Eine Kürzung der Studienbeihilfe kann 
erfolgen, wenn der Studierende parallel 
zur Beihilfe Einkommen bezieht, sofern 
die Zuverdienstgrenze überschritten 
wird. Die Zuverdienstgrenze beträgt 
EUR 10.000,00 jährlich. Diese kann sich 
erhöhen, wenn für eigene Kinder Un-
terhalt geleistet wird (um mindestens  
EUR 3.000,00 je Kind).

Laut Studienförderungsgesetz gelten 
neben den steuerpflichtigen Einkünften 
auch Pensionen (Waisenpension), Kran-
kengeld, Kinderbetreuungsgeld, Sozial-
hilfe, Arbeitslosengeld und Notstands-
hilfe als Einkünfte.

ECA-Steuertipp:

Auf Basis einer Vorschaurechnung 
beraten wir Sie gerne, wie Sie Ihre 
Einnahmen planen und die Zuver-
dienstgrenzen bestmöglich nutzen 
können, ohne Ihre Familienbeihilfe 
oder Studienbeihilfe zu verlieren.

Seit 1.4.2017 müssen Registrierkassen verpflichtend mit einer technischen Sicher-
heitseinrichtung zum Schutz gegen Manipulation ausgestattet sein.

Die Registrierkassensicherheitsverordnung legt fest, welche Eigenschaften die Regis-
trierkasse und der damit erzeugte Kassenbeleg sowie das Datenerfassungsprotokoll 
haben müssen. Weisen der Beleg oder das Datenerfassungsprotokoll Fehler auf, so ist 
rasches Handeln geboten und eine entsprechende Korrektur vorzunehmen.

Kassenbelege müssen folgende Angaben enthalten:

•  Bezeichnung des liefernden oder leistenden Unternehmens 

•  fortlaufende Nummer, die zur Identifizierung des Geschäftsvorfalls einmalig
vergeben wird 

•  Datum und Uhrzeit der Belegausstellung 

•  Menge und handelsübliche Bezeichnung der Ware oder Dienstleistung 

•  Betrag der Barzahlung getrennt nach Steuersätzen 

•  Kassenidentifikationsnummer 

•  maschinenlesbarer Code (QR-Code oder Link in maschinenlesbarer Form)

Darüber hinaus sind im maschinenlesbaren QR-Code bestimmte Werte korrekt zu 
speichern. Im Datenerfassungsprotokoll ist zudem jeder einzelne Barumsatz samt Be-
legdaten zu erfassen und zu speichern. Die Daten des Datenerfassungsprotokolls sind 
zumindest vierteljährlich auch auf einem elektronischen externen Medium unverän-
derbar zu sichern. Die Erfüllung der Belegmerkmale sowie der technischen Vorausset-
zungen ist für die Anerkennung der Ordnungsmäßigkeit der Kassenbelege bzw. der 

Buchhaltung und damit einhergehend 
für die Vermeidung etwaiger nachtei-
liger Rechtsfolgen (z.B. Schätzung der 
Barumsätze durch die Finanzverwal-
tung) notwendig.

Registrierkasse außer
Betrieb nehmen?
Werden Fehler – insbesondere am ge-
druckten Beleg (z.B. falscher USt-Satz, 
fehlende Nummerierung), im maschi-
nenlesbaren QR-Code oder im Datener-
fassungsprotokoll (z.B. Verkettungsfehler, 
Summierungsfehler) – erkannt, sind diese 
rasch zu korrigieren und entsprechend zu 
dokumentieren (z.B. exakter Zeitpunkt der 
Korrektur). Nach Ansicht des Finanzmini-
steriums führen etwa Fehler im Daten-
erfassungsprotokoll unter Umständen 
sogar dazu, dass keine gesetzeskonforme 
Registrierkasse mehr vorliegt. Ist eine un-
mittelbare Fehlerbehebung nicht mög-
lich, wäre eine solche Registrierkasse da-
her außer Betrieb zu nehmen.
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»Geschäftsraummieten: Befristete Verträge können
zu hohen Gebührenvorschreibungen führen »

»Vorsteuern bei der Errichtung einer Photovoltaikanlage »

Leistungen, im Fall von Geschäftsraum-
mieten höchstens jedoch das 18-fache 
des Jahreswertes (bei Wohnraummieten 
höchstens der 3-fache Jahreswert).

Beispiel: Ein Geschäftsraummietvertrag 
wird auf bestimmte Zeit von 23 Jahren 
abgeschlossen. Monatlicher Brutto-
mietzins (inkl. Betriebskosten, Umsatz-
steuer, etc.) EUR 1.400,00. Jahreswert 
EUR 16.800,00 (1.400,00 x 12). Verge-
bührung: EUR 3.024,00 (EUR 16.800,00 
x 18 = EUR 302.400,00 x 1 %). Wäre der 
Vertrag hingegen auf unbestimmte 
Zeit abgeschlossen worden, würde die 
Bestandvertragsgebühr lediglich EUR 
504,00 betragen (EUR 16.800,00 x 3 = 
EUR 50.400,00 x 1 %).

Sind Bestandverträge aus gebühren-
rechtlicher Sicht auf mehr als 3 Jahre be-
fristet abgeschlossen, zahlt man daher 
in der Regel eine höhere Gebühr als bei 
unbefristeten Verträgen.

Höhere Gebührenbelastung
vermeiden
Derzeit gibt es Fälle, in denen das Bun-
desfinanzgericht (BFG) trotz Vereinba-
rung aller denkmöglichen wichtigen 
Kündigungsgründe das Vorliegen ge-
bührenrechtlich befristeter Verträge 
annimmt, womit es zu einer höheren 
Gebührenbelastung kommt.

ECA-Steuertipp:

Ob bei Geschäftsraummieten aus ge-
bührenrechtlicher Sicht daher auf un-
bestimmte oder auf bestimmte Dauer 
abgeschlossene Bestandverträge (die 
zu einer höheren Gebührenpflicht 
führen können) vorliegen, ist stets 
anhand der Umstände und vertrag-
lichen Vereinbarungen im jeweiligen 
Einzelfall zu beurteilen. Wir unterstüt-
zen und beraten Sie dabei gerne!

Während der Nationalrat bei seiner letzten Sitzung vor der Wahl, das Aus für die Miet-
vertragsgebühr bei Wohnungsraummieten beschlossen hat, kann bei befristeten Ge-
schäftsraummietverträgen die Bemessungsgrundlage der Gebühr bis zum 18-fachen 
der Jahresbruttomiete betragen. Der Formulierung von Bestandverträgen kommt da-
her wesentliche Bedeutung zu.

Werden Miet- oder Pachtverträge über Geschäftsräumlichkeiten abgeschlossen, so 
unterliegen diese, wenn über sie eine Urkunde errichtet wird, der Bestandvertragsge-
bühr, die von der Mietdauer abhängig ist. Die Gebühr beträgt im Allgemeinen 1 % der 
Bemessungsgrundlage. Die Höhe der Bemessungsgrundlage ist von den vertraglich 
vereinbarten wiederkehrenden und/oder einmaligen Leistungen (wie etwa von der 
monatlichen Miete, Baukostenbeiträgen oder Mietzinsvorauszahlungen) und von der 
Vertragsdauer abhängig.

Aus gebührenrechtlicher Sicht ist bei der Vertragsdauer zwischen auf bestimmte und 
auf unbestimmte Dauer abgeschlossene Bestandverträge zu unterscheiden.

Uneingeschränkte Kündigungsmöglichkeit
Bestandverträge sind dann auf unbestimmte Dauer abgeschlossen, wenn die Verein-
barung auf unbestimmte Zeit lautet oder eine Vereinbarung über die Dauer fehlt und 
auch sonst im Vertrag kein Anhaltspunkt enthalten ist, auf welche Dauer sich die Ver-
tragsparteien binden wollten. Das liegt nach Ansicht der Finanzverwaltung etwa dann 
vor, wenn – trotz mietrechtlicher Befristung des Vertrages – eine uneingeschränkte 
Kündigungsmöglichkeit besteht.

Ein gebührenrechtlich unbefristeter Vertrag ist nach Ansicht des Verwaltungsgerichts-
hofes etwa bei Vereinbarung aller denkmöglichen wichtigen Kündigungsgründe gege-
ben. Bemessungsgrundlage für die Bestandvertragsgebühr bildet bei gebührenrecht-
lich unbefristeten Verträgen der 3-fache Jahreswert der wiederkehrenden Leistungen.

Beide Vertragsteile auf bestimmte Zeit gebunden
Eine bestimmte Dauer liegt hingegen dann vor, wenn nach dem Vertragsinhalt beide 
Vertragsteile auf eine bestimmte Zeit an das Vertragsverhältnis gebunden sind. Bei 
derartig befristeten Bestandverträgen ist die Bemessungsgrundlage der Wert der vom 
Bestandnehmer während der gesamten vorgesehenen Vertragsdauer geschuldeten 

Grundsätzlich ist der Betrieb einer Pho-
tovoltaikanlage mit Volleinspeisung 
(der produzierte Strom wird zur Gänze 
ins Netz eingespeist) eine gewerbliche 
Einkunftsquelle. Die Erlöse aus dem 
Stromverkauf unterliegen der Umsatz-
steuer, umgekehrt besteht für die An-
schaffung und Montage der Anlage das 
Recht auf Vorsteuerabzug.

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) 
hatte nun zu entscheiden, wie weit 
dieses Recht auf Vorsteuerabzug geht. 

Im Anlassfall wurde gleichzeitig mit der 
Installation der PV-Anlage auch eine 
Dachsanierung vorgenommen.

Da das Dach auch als notwendiger Un-
terbau für die PV-Anlage dient, ist die 
zweite Instanz noch davon ausgegan-
gen, dass auch für die Dachsanierung 
ein teilweiser (anteiliger) Vorsteuerabzug 
zusteht. Der VwGH hat dieser Sichtweise 
allerdings eine Absage erteilt. Die Vor-
steuern aus der Dachsanierung sind dem 
Betrieb der PV-Anlage nicht zuzurechnen. 

Diese Entscheidung betrifft Privathäu-
ser ebenso wie Gebäude von pauscha-
lierten Land- und Forstwirten. Nicht 
betroffen sind Betriebsgebäude, für die 
bereits aufgrund der betrieblichen Ge-
bäudenutzung ein Vorsteuerabzug be-
steht – dieser bleibt erhalten.
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